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Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, 
 
nach dem für uns 
erfolgreichen Ausgang 
der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament be-

reiten wir uns auf die Bundestagswahlen vor. 
Das bedeutet für die Mitglieder der Arbeit-
nehmergruppe nicht, dass wir ab sofort nur noch 
die politische und rhetorische  Zuspitzung 
lieben. Bis zum Schluss arbeiten wir in der 
Großen Koalition aktiv und konstruktiv   mit. Bis 
in die letzte Sitzungswoche hinein werden wir 
die Gesetzgebung verantwortungsvoll mitge-
stalten. In diesem Sinne berichten Mitglieder der 
Arbeitnehmergruppe  in dieser Ausgabe von ĂAr-
beitnehmergruppe Aktuellñ erneut über die 
Schwerpunkte ihrer Arbeit. 
 
Mit herzlichen Grüßen 

 
Gerald Weiß 
Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
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Rita Pawelski, stellvertretende 
Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe 
 

 
 
SPD verweigert sich einer 
Stärkung des Kulturtourismus 
 
Kulturhauptstadt RUHR.2010 in Nordrhein-
Westfalen, Thüringer Bachwochen, Docu-
menta in Kassel, Festspiele in Mecklenburg-
Vorpommern, MoMA-Ausstellung in Berlin, 
ĂStraÇe der Romanikñ in Sachsen-Anhalt, 
Netzwerk ĂGarten Edenñ in Ostfriesland ï 
das sind nur einige von vielen kulturtouris-

tischen Erfolgsgeschichten in Deutschland. Sie zeigen: Kultur und 
Tourismus haben Ansätze für ein erfolgreiches Zusammenwirken 
gefunden. 
 
Durch dieses Miteinander hat Deutschland in den letzten Jahren rund 30 
Prozent mehr Kulturtouristen aus Europa anlocken können. Jeder siebte 
ausländische Tourist reist mittlerweile aus kulturellem Interesse nach 
Deutschland. Zudem unternehmen die Deutschen pro Jahr etwa 80 Mil-
lionen Kulturausflüge. Für 87 Prozent aller ausländischen Urlaubsgäste 
zählt der Besuch von Sehenswürdigkeiten zu den wichtigsten Aktivitäten 
in Deutschland, 70 Prozent besuchen Museen und Ausstellungen. Auch 
unter den inländischen Gästen ist das Interesse mit 70 Prozent (bei Se-
henswürdigkeiten) und 52 Prozent (bei Museen und Ausstellungen) sehr 
hoch.  
 
Deutschland hat sich so ein herausragendes Kultur-Image erworben und 
ist in Europa ï nach Frankreich ï das zweitbeliebteste Kulturreiseland. 
Das hinterlässt Spuren: Der Kultur- und Städtetourismus ist einer der 
sich am stärksten entwickelnden Bereiche im Deutschlandtourismus und 
hat als Wirtschafts- und Beschäftigungszweig einen hohen Stellenwert. 
Der jährliche Bruttoumsatz, der durch Städte- und Kulturtourismus bei 
uns erwirtschaftet wird, liegt bei 82 Milliarden Euro, und fast 1,6 
Millionen Menschen bestreiten ihr Einkommen in diesem Bereich. 
 
Doch trotz positiver Beispiele gibt es bei der Zusammenarbeit zwischen 
Kultur und Tourismus noch ungenutzte Potenziale. Kooperationen schei-
tern leider noch zu oft an Berührungsängsten und Vorurteilen, die auf 
den unterschiedlichen Bedürfnissen und Abhängigkeiten beider Seiten 
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beruhen. So ist die Tourismusbranche auf die Vermarktungsfähigkeit von 
Kultur angewiesen ï eine solche Marketing- und Kundenorientierung ist auf der 
Kulturseite aber nicht immer gegeben. Als Hemmnisse werden von den Touris-
tikern vor allem die Kurzfristigkeit von Programmplanungen, Probleme bei der 
Bereitstellung von festen Kontingenten oder auch die mangelnde Bereitschaft 
bzw. Möglichkeit für Provisionszahlungen an Reiseveranstalter erkannt. 
 
Die Kulturakteure machen dagegen deutlich, dass nicht jedes Kulturangebot 
auch für den Tourismus attraktiv sein muss. Außerdem verweisen sie darauf, 
dass Kulturdenkmäler und Kultureinrichtungen einen Wert an sich hätten: Ne-
ben der Präsentation von Kunst und Kultur erfüllen sie auch wissenschaftliche 
Aufgaben ï diese dürften nicht zu Gunsten des Tourismus vernachlässigt wer-
den. Um für die unterschiedlichen Interessenlagen auf beiden Seiten Verständ-
nis zu schaffen und Lösungen für gemeinsames Handeln zu finden, ist ein in-
tensiver Dialog auf Augenhöhe notwendig ï Kultur und Tourismus müssen ei-
nander noch mehr als bisher als Partner verstehen. 
 
Die Vorteile einer Partnerschaft sind offensichtlich: Kultur ist ein Alleinstel-
lungsmerkmal, auf das die Tourismusbranche im weltweiten Wettbewerb um 
Kunden nicht verzichten kann. Tourismus hingegen kann zu einer Besucher-
steigerung bei Kultureinrichtungen und -veranstaltungen und somit zur Erwirt-
schaftung von höheren Eigeneinnahmen führen. Gleichzeitig können sich die 
kleinen Akteure der Kultur- und Kreativwirtschaft bei steigendem Besucher-
interesse mit ihren Werken und Projekten einer größeren, womöglich neuen 
Zielgruppe vorstellen.  
 
Das zeigt auch: Von einem starken Kulturtourismus profitiert auch die Kultur- 
und Kreativwirtschaft. Dieses Wirtschaftsfeld hat für Deutschland eine große 
Bedeutung. Hier arbeiten rund eine Millionen Menschen, es wird ein jährlicher 
Umsatz von 132 Milliarden Euro erzielt, und die Bruttowertschöpfung von 63 
Milliarden Euro liegt deutlich vor der der chemischen Industrie und der Ener-
giewirtschaft. Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist somit nicht nur ein Motor für 
Innovationen und kreative Ideen, sondern auch für Wachstum und Beschäfti-
gung. 
 
Um den Kulturtourismus noch mehr zu unterstützen und seine Potenziale aus-
zuschöpfen, hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter meiner Federführung 
den Antrag ĂKulturtourismus in Deutschland stªrkenñ formuliert. Darin fordern 
wir die Bundesregierung unter anderem auf, zusammen mit den Ländern und 
Kommunen ein gemeinsames Kulturtourismuskonzept zu entwickeln, die Ein-
führung eines regelmäßigen Wettbewerbs ĂKulturregion Deutschlandñ zu pr¿-
fen, Kulturcluster sowie den Dialog zwischen Kultur und Tourismusbranche zu 
fördern sowie eine Plattform für strategisches kulturtouristisches Marketing 
von Bund und Ländern zu schaffen. Doch unsere Initiative scheiterte am sach-
lich völlig unverständlichen Widerstand der SPD ï der Wahlkampf lässt 
grüßen. 

 
 



 

 

 

 

4 

 

Arbeitnehmergruppe Aktuell  ð Juni 2009  

Ingrid Fischbach, Vorsitzende der Gruppe der Frauen in der 
CDU/CSU-Fraktion, Beauftragte der Fraktion für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften und stellvertretende Vorsitzende der 
Arbeitnehmergruppe 

 
 

Kinderarmut bekämpfen ï 
Armut der Eltern 
verhindern! 
 
Wir haben uns auf die Fahnen ge-
schrieben, die Kinderarmut in unse-
rem Land zu bekämpfen. Für uns 
heißt Kinderarmut Familienarmut, 
denn wenn es den Familien nicht 
gut geht, geht es auch den Kindern 
nicht gut. Dies bezieht sich sowohl 
auf die materielle als auch auf die 
emotionale und die kulturelle Armut. 
Ich will hier nur die materielle Seite 
dieses Themas beleuchten, ohne 
jedoch die anderen Aspekte in Ver-
gessenheit geraten zu lassen. 
 

Für die Frage der finanziellen Absicherung von Kindern ist die Frage der 
finanziellen Absicherung der gesamten Familie entscheidend. Nur wenn 
alle in einer Bedarfsgemeinschaft Lebenden ausreichend abgesichert 
sind, kann auch die finanzielle Armut von Kindern behoben werden. Ar-
beitslosigkeit ist eine der Hauptursachen, in Armut zu fallen. Deshalb 
müssen wir alles dafür tun, Eltern in Arbeit zu bringen und ihnen Mög-
lichkeiten zu bieten, durch Erwerbstätigkeit für den Unterhalt der Familie 
Sorge tragen zu können. Aus Untersuchungen wissen wir, dass drei 
Gruppen ein besonders hohes Armutsrisiko tragen: Alleinerziehende, 
Familien mit Migrationshintergrund und Mehrkinderfamilien. Daher ha-
ben wir gerade bei diesen Risikogruppen wichtige und effektive Schritte 
zur Armutsbekämpfung unternommen.  
 
Wie der neueste Familienreport 2009 zeigt, besteht fast jede fünfte Fami-
lie aus einem alleinerziehenden Elternteil. Rund 2,18 Millionen minderjäh-
rige Kinder leben bei ihren alleinerziehenden Eltern. Sie stellen somit ei-
nen nicht unerheblichen Teil der Familien in Deutschland dar: 18 % aller 
Familien in Deutschland. Rund 90 % der Alleinerziehenden sind Frauen. 
Auch wenn mehr als die Hälfte der Alleinerziehenden ihren Lebensunter-
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halt aus eigener Erwerbstätigkeit bestreitet, so erhält doch ein großer 
Teil, nämlich 40 %, Leistungen nach dem SGB II, also Hartz IV. Alleiner-
ziehende stellen damit knapp die Hälfte der Bedarfsgemeinschaften mit 
Kindern. 
 
Für die meisten Alleinerziehenden hat die eigene Berufstätigkeit eine 
große Bedeutung. Gerade für sie ist ein Angebot flexibler Kinderbetreu-
ung besonders wichtig. Denn eine gesicherte Kinderbetreuung ermög-
licht ihre Erwerbstätigkeit. Mit dem Kinderförderungsgesetz hat die Bun-
desregierung eine bedeutsame und zukunftsträchtige Entscheidung ge-
troffen, um die Betreuungsdefizite, gerade für die unter dreijährigen 
abzubauen. Aber der Ausbau der Kinderbetreuung ist ein Prozess, der 
nicht von heute auf morgen abgeschlossen werden kann. Er braucht 
seine Zeit. Schließlich ist daran eine Vielzahl von Akteuren beteiligt. Die 
Fortschritte sind bedeutsam. Denn letztlich ist gerade für Alleiner-
ziehende eine gut ausgebaute Infrastruktur von Kinderbetreuungsein-
richtungen das A und O, um ein Abrutschen in die Armut zu verhindern.  
 
Zudem unterstützen wir mit der Überarbeitung des Kinderzuschlags vor 
allem die Alleinerziehenden. Sie profitieren von der Ausweitung und der 
Entfristung. Mit dem neuen Wahlrecht können Alleinerziehende zwischen 
der Inanspruchnahme des Kinderzuschlages und den Leistungen der 
Grundsicherung wählen. Damit leistet der Kinderzuschlag einen wichti-
gen Beitrag zur Armutsreduzierung. Denn er ist darauf ausgelegt, die 
Transferabhängigkeit trotz Erwerbstätigkeit zu vermeiden. Er wird Eltern 
gewährt, die zwar ihren eigenen Bedarf durch Einkommen bestreiten 
können, nicht aber den ihrer Kinder. Die Zahlen der Familienkasse zei-
gen, dass die Änderungen, die wir beim Kinderzuschlag zum 1. Oktober 
letzten Jahres vorgenommen haben, Früchte tragen, und helfen, die Ar-
mutsquote zu reduzieren. Allein die Bewilligungsquote betrug laut Fami-
lienkasse im Dezember 2008 rund 31,9 %. Vor der Ausweitung des Kin-
derzuschlages betrug die Bewilligungsquote lediglich 21 %. Die Auswei-
tung zu einer zielgenauen Leistung zeigt offensichtlich Wirkung. Dies 
merkt man, wenn man einen Blick auf die sinkende Zahl der Kinder im 
SGB-II-Bezug wirft: Die Zahl dieser Kinder sank im Vergleich zum Vorjahr 
um 6,8 %. Somit waren im Januar 2009 nach Angaben der Bundesagen-
tur für Arbeit 132.000 weniger Kinder unter 16 Jahren auf Leistungen 
nach dem SGB II angewiesen.  
 
Erwerbslosigkeit der Eltern und ein geringes Einkommen sind die zent-
ralen Ursachen von Armut. Eine nachhaltige Familienpolitik, bestehend 
aus Zeit, Infrastruktur und Geld, so wie unsere Ministerin sie in den letz-
ten Jahren durchgeführt hat, kann erheblich dazu beitragen, Armut, 
insbesondere bei den Risikogruppen, zu reduzieren. Aber auch das im 
Jahr 2007 eingeführte Elterngeld dient dazu, die wirtschaftliche Situation 
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von jungen Eltern im ersten Lebensjahr des Kindes zu stärken: Die 
Wirkungsanalysen zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit des Bezuges von 
ALG II und Sozialhilfe durch die Mutter nach Einführung des Elterngeldes 
gesunken ist. Waren es bei dem Erziehungsgeld - dem Vorgänger des 
Elterngeldes ï noch rund 25 % der Mütter, die Leistungen nach dem SGB 
II bezogen, so sind es mit dem Elterngeld nur noch 20 %. Dass das 
Elterngeld auf große Akzeptanz in der Bevölkerung stößt, beweisen die 
Zahlen: 73 % halten das Elterngeld für eine gute Regelung. 
 
Wir haben einiges auf den Weg gebracht, aber wir haben auch noch eini-
ges zu tun, um für alle Kinder gerechte Startchancen zu schaffen. Die 
CDU/CSU wird nicht müde werden, diesen Weg weiter voranzuschreiten, 
nicht allein für unsere Generation, sondern auch und gerade im Interesse 
unserer Kinder. 

 
 
 
Gerald Weiß und Stefan Müller sprachen mit Betriebsräten 
 

 
Gespräche bei Schaeffler in Herzogenaurach 
 

In einem Gespräch mit der Betriebsratsspitze der Schaeffler-Gruppe 
erläuterten Gerald Weiß und Stefan Müller die Position der Arbeitneh-
mergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu Staatshilfen in der 
aktuellen Wirtschaftskrise.  
 
Es gehe um die vielen Menschen, die in ihren Unternehmen gute Arbeit 
verrichten und an den Ursachen der Krise keine Schuld trügen. Es gehe 
um ihre Arbeitsplätze. Im sozialen Flügel der Union sei man sich einig: 
Für Unternehmen, die nur durch die Auswirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise in Schieflage geraten seien und zugleich gute 
Zukunftsperspektiven hätten, sollte die Tür für staatliche Unterstützung 
offengehalten werden. Natürlich gehe das nicht ohne kritische Prüfung, 
die auch zu einer Ablehnung führen könne. Müller und Weiß begrüßten 
das Bemühen der Schaeffler-Gruppe, die Krise des Unternehmens auch 
ohne staatliche Bürgschaften zu erreichen.  
 
Neben den notwendigen Gesprächen mit den Banken sei die Einbindung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine gute Möglichkeit, akute 
finanzielle Lücken zu schließen. So biete gerade die Krise eine Chance 
für eine verstärkte Kapitalbeteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Für die Art der Beteiligung böten sich die unterschiedlichsten 
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Stefan Müller und 
Gerald Weiß bei einer 
Pressekonferenz in  
Herzogenaurach  

 
Formen an. Das müsse nicht zwangsläufig die Mitarbeiteraktie sein. 
Allerdings hätte diese den Vorteil der direkten Einbindung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die unternehmerische Verantwortung. 
Wenn die Eigentümerfamilie in der Mitarbeiterkapitalbeteiligung einen 
nachhaltigen Beitrag zur Krisenbewältigung der Schaeffler-Gruppe sehe,  
sollte man die geeignetste Beteiligungsform suchen. Eine finanzielle 
Leistung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfe nicht ohne Ge-
genleistung bleiben! Verzicht allein wäre keine Lösung, betonten Weiß 
und Müller im Gespräch mit dem Schaeffler-Betriebsratsvorsitzenden 
Thomas Mölkner und seinem Stellvertreter Dieter Klose. 
 
Ziel müsse es sein, der Firma aus der Krise zu helfen. Die 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung wäre hierfür ein Ansatz. Stefan Müller: 
ĂDann hilft sich Schaeffler wieder selberñ. Im Grundsatz sei die von 
Schaeffler beabsichtigte Übernahme von Conti eine gute Sache. Vor 
Jahresfrist wurde sie von Wirtschaft, Gewerkschaften und der 
Wirtschaftspresse einhellig begrüßt. Bis zum Sommer vergangenen 
Jahres sei Schaeffler schuldenfrei und solide finanziert gewesen. Die 
Weltfinanzkrise und ihre Folgen habe Schaeffler in Schwierigkeiten 
gebracht. Dieselben Blätter, welche die geplante Übernahme vor einem 
Jahr gefeiert hätten, würden den ganzen Vorgang heute als Hazardspiel 
brandmarken. Es wäre schön, wenn alle mit Schaeffler fair umgingen. 
Das würde eine Lösung auch jenseits staatlichen Beistands erleichtern.    
 
Weiß und Müller betonten, es gehe jetzt vor allem darum, die 
Arbeitsplätze zu erhalten, die Standorte zu sichern und betroffene 
Unternehmen als Ganzes zusammenzuhalten. 
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Dr. Ralf Brauksiepe, 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Soziales der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

 
 

Verunsicherung ver-
meiden, Renten stabili-
sieren ï Rentenkürzun-
gen zukünftig auch 
rechtlich ausgeschlos-
sen 
 

Die Renten, die seit Einführung 
der dynamischen Rente im Jahr 1957 noch nie gesunken sind, werden 
dies auch zukünftig nicht tun. Dies ist die Kernbotschaft, die wir im 
Rahmen des 3. SGB-IV-Änderungsgesetzes an die derzeit 20 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner senden. 
 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat unser Land mittlerweile stark er-
fasst. Auch den verbesserten Rahmenbedingungen für das Kurzarbeiter-
geld ist es geschuldet, dass sich der Anstieg der Arbeitslosigkeit noch in 
Grenzen hält. Ungeachtet dessen ist die Verunsicherung bei großen Tei-
len der Bevölkerung deutlich spürbar. Mit der Rentengarantie treten wir 
dieser Verunsicherung entschlossen entgegen und leisten damit einen 
Beitrag zur Überwindung der Krise. Denn dies gelingt nur, wenn wir die 
Voraussetzungen dafür schaffen, dass in unserem Land wieder verstärkt 
investiert, produziert und konsumiert wird. In einem Klima der Angst um 
die Höhe der zukünftig zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel wer-
den die Menschen genau dies nicht tun. Aus diesem Grund ist es völlig 
richtig, dass wir uns zur Abgabe einer Rentengarantie entschlossen ha-
ben. 
  
Die Verunsicherung der Rentner ist nicht zuletzt durch entsprechende 
Prognosen von Wirtschaftsforschungsinstituten entstanden, die für das 
laufende Jahr Lohn- und Gehaltskürzungen in Höhe von 2,3 % erwarten. 
Diese deutlich sinkenden Löhne im laufenden Jahr hätten im kommen-
den Jahr unweigerlich sinkende Renten zur Folge. Mittlerweile hat die 
Bundesregierung jedoch deutlich gemacht, dass sie die skeptischen 
Prognosen der Institute nicht teilt. Vielmehr erwartet sie einen Lohn-
anstieg im Jahr 2009 von 1,0 %, wodurch es auch nach geltendem Recht 
keineswegs zu Rentenkürzungen in 2010 kommen würde. Um jedoch der 
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entstandenen Verunsicherung der Rentner entgegenzuwirken, stimmen 
wir der rechtlichen Schutzklausel zu, auch wenn diese gar nicht zur An-
wendung kommt. Wir stellen lediglich gesetzlich klar, was ohnehin klar 
ist: Die aktuelle Krise wird im kommenden Jahr keine sinkenden Renten 
verursachen. 
 
Die Schutzklausel bedeutet allerdings nicht die Verabschiedung von der 
Lohn- und Beitragsbezogenheit der gesetzlichen Rente. Wenngleich no-
minale Rentenkürzungen bei sinkenden Löhnen und Gehältern der Bei-
tragszahler ausgeschlossen sind, so bleibt es doch im Grundsatz dabei, 
dass die Renten der Lohnentwicklung folgen. Unterbliebene Rentenkür-
zungen werden in späteren Jahren mit positiven Rentenanpassungen 
verrechnet. 
 
CDU/CSU stehen für gesunde Rentenfinanzen, einen stabilen Rentenbei-
trag und für eine gerechte Teilhabe der Rentnerinnen und Rentner am 
Wohlstand unseres Landes. Zum 1. Juli 2009 werden die Renten um 
2,41% in den alten, und um 3,38 % in den neuen Ländern steigen ï so 
stark wie seit vielen Jahren nicht mehr. Dieser Erfolg wäre ohne die in 
den letzten Jahren unter der Regierung von Angela Merkel eingeleitete 
Politik für mehr Wachstum und Beschäftigung nicht möglich gewesen. 

 
Klaus Riegert, Mitglied des Vorstandes der 
Arbeitnehmergruppe und sportpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

 
 

Bürgerschaftliches Engagement ï 
Wir haben viel erreicht! 
 
 
Bürgerschaftliches, freiwilliges und ehrenamtli-
ches Engagement sind unverzichtbar für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und gehören 

zu den zentralen Elementen einer lebendigen Demokratie. In Deutschland 
engagieren sich mehr als 23 Millionen Menschen ehrenamtlich. Über 2,7 
Millionen engagieren sich in den Sportvereinen, leisten 500 Millionen 
Stunden ehrenamtliche Arbeiten und übernehmen gesellschaftliche 
Aufgaben. Für dieses Engagement gebührt den ehrenamtlich Tätigen 
besonderer Dank, Anerkennung und Unterstützung! 
 
Wir haben viel erreicht! 
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Die Union hat ï wie keine andere Partei in Deutschland ï das Ehrenamt 
gefördert. Die Initialzündung zur intensiven Befassung des Parlaments 
mit dem Thema ĂEhrenamtñ geht auf die Initiativen der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion im Jahre 1995 zurück.   
 
Das am 13. Juli 2007 verabschiedete Gesetz zur weiteren Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements trägt die Handschrift der Union. Das 
Ehrenamt hat einen höheren Stellenwert im Steuerrecht erhalten. So ha-
ben wir neben der Verbesserung des Versicherungsschutzes mit den 
ĂHilfen f¿r Helferñ die ¦bungsleiterpauschale erhºht, die kleine Übungs-
leiterpauschale für Vereinsvorstände eingeführt und die Vereinsfreigren-
zen angehoben. 
 
Wir setzen uns nun für eine gesetzliche Begrenzung der Haftung von 
ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen ein. 
 
Auf Betreiben der Union ist zum 1. Oktober 2008 der Unfallversiche-
rungsschutz für Engagierte erweitert worden.  
 
Für die Union hat das bürgerschaftliche Engagement Tradition und Zu-
kunft. Die CDU hält an ihrem Leitbild der aktiven Bürgergesellschaft fest 
und wird sich auch weiterhin für die Stärkung und Förderung aller Aus-
drucks- und Organisationsformen des bürgerschaftlichen Engagements 
einsetzen.  

 Wir setzen uns für die Weiterentwicklung der Anerkennungskultur, 
für Entbürokratisierung und Vereinfachung ein. 

 Wir wollen die Anerkennung von ehrenamtlicher Arbeit und des 
Freiwilligenjahres in den Berufsbiographien.  

 Die durch das Ehrenamt erworbenen Kompetenzen sollen auch bei 
Einstellungen im Öffentlichen Dienst berücksichtigt werden.  

 Als weitere zentrale Elemente von bürgerschaftlichem Engagement 
fördern wir die Errichtung von Ehrenamtsbörsen und Freiwilligen-
agenturen. 

 
Im Zuge der demografischen Entwicklung hängt die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes davon ab, dass alle Bürgerinnen und Bürger Verantwor-
tung für andere übernehmen und dies als Ausdruck ihrer persönlichen 
und gesellschaftlichen Freiheit verstehen.  
 
Daher will die CDU die Potenziale der älteren Generation stärker nutzen. 
Auch wollen wir, dass sich Menschen mit Migrationshintergrund in noch 
größerem Maße für die Gemeinschaft einsetzen.  
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In der Tradition Ludwig Erhards unterstützt die Union ausdrücklich alle 
Maßnahmen, die helfen, dass Unternehmen zum Gemeinwohl beitragen. 
Wir fördern alle Maßnahmen zur Weiterentwicklung des Stiftungs-, des 
Gemeinnützigkeits- und des Steuerrechts sowie das bürgerschaftliche 
Engagement in und von Unternehmen (ĂCorporate Citizenshipñ).  
 

 
Uwe Schummer, stellvertretender Vorsitzender der Arbeitnehmer-
gruppe 

 

Schutzschirm für Auszubildende 
 
 

In der Weltwirtschaftskrise droht im August 
2009 eine Erstarrung auf dem Ausbil-
dungsmarkt. Viele Unternehmen versuchen, 
in Zeiten der Unsicherheit ihre Stammbe-
legschaften zu sichern. Sie fragen sich je-
doch: ĂKann ich mich drei Jahre an einen 
neuen Menschen binden?ñ So verzeichnen 
die Arbeitsagenturen im Vergleich zum 
Vorjahr einen Rückgang der gemeldeten 
Ausbildungsplätze bis zu 20 %. 
 
Die Union ist gut beraten, frühzeitig den 
Ausbildungspakt zu nutzen, um mit der 
Wirtschaft und den Kammern einen Schutz-

schirm für Auszubildende zu vereinbaren. Dabei geht es um die Koordi-
nation vorhandener Instrumente und auch darum, dass dieses Thema 
nicht defensiv, sondern offensiv als Unionsthema profiliert wird. Feder-
führend für den Ausbildungspakt ist Wirtschaftsminister Karl-Theodor zu 
Guttenberg. Unter seiner Regie könnte der Schutzschirm in vier Stufen 
aufgespannt werden: 
 
1. Eine Ausbildungsgarantie, wonach jeder im September begonnene 
Ausbildungsvertrag auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten zu Ende 
geführt wird. 
 
2. Bei offenkundiger wirtschaftlicher Notlage eines Ausbildungsbetriebes 
wird der bisherige Ausbildungsbonus für Altbewerber anteilig zur Siche-
rung des Ausbildungsplatzes genutzt. Dies ist ohne finanziellen Mehr-
aufwand möglich, da der Ausbildungsbonus bisher zu 80 % nicht abgeru-
fen wurde. Dies zeigt im Übrigen auch, dass der Vorwurf, es würden 
massenweise Mitnahmeeffekte erzeugt, falsch war. Im Gegenteil, die 
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Kammern, die Agentur für Arbeit und die Unternehmen gehen sehr ver-
antwortlich mit dem Instrument um. 
 
 
3. Bei unabwendbarer betrieblicher Insolvenz verpflichtet sich die zu-
ständige Kammer, einen alternativen Ausbildungsbetrieb zu vermitteln. 
 
4. Ist ein alternativer Ausbildungsbetrieb nicht vorhanden, so wird dem 
Auszubildenden ermöglicht, die Lehre bis zur Kammerprüfung in einer 
überbetrieblichen Ausbildungswerkstatt zu beenden. 
 
Einige Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, Hessen und Niedersach-
sen haben entsprechende Initiativen gestartet. Es geht jedoch darum, 
dass der Schutzschirm für Auszubildende nicht nur regional, sondern 
bundesweit abgestimmt wird. Entscheidend ist, dass die psychologische 
Erstarrung auf dem Ausbildungsmarkt durch offensives und abgestimm-
tes Handeln frühzeitig durchbrochen wird. Dies ist eine Frage der politi-
schen Führung. 

 
 

Interview mit Antje Blumenthal, stellvertretende Vorsitzende der 
Arbeitnehmergruppe und designierte Senatskoordinatorin der 
Freien und Hansestadt Hamburg für die Gleichstellung behinderter 
Menschen 

 

Arbeitnehmergruppe Aktuell: Frau 
Blumenthal, ab September 2009 sind 
Sie die Senatskoordinatorin für die 
Gleichstellung behinderter Menschen 
in Hamburg. Warum hat der Hambur-
ger Senat Sie dazu berufen? 

 

Antje Blumenthal: Ich war viele Jahre 
Mitglied der Hamburgischen Bürger-
schaft ï von 1994 bis 1997 auch Vorsit-
zende des Sozialausschusses. Dabei 
habe ich in der Hamburger Politik viel 
anregen und bewirken können. So sind 
beispielsweise auf meine Initiative 
Wahlschablonen für blinde und sehbe-
hinderte Menschen eingeführt worden.  
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Außerdem habe ich angeregt, Wahllokale auch für Menschen mit 
Gehbehinderung zugänglich zu machen. 

Mir liegen vor allem die Menschen am Herzen, die eine besondere Un-
terstützung benötigen. Das hat mich auch bei meiner Arbeit im Bundes-
tag und bei meinen Ehrenämtern in Hamburg angetrieben. In meiner 
Heimatstadt habe ich mich unter anderem als ehrenamtlicher Beirat im 
Projekt ĂArbeit f¿r psychisch kranke und behinderte Menschenñ des Be-
rufsförderungswerkes Hamburg sowie als Jurymitglied der Hamburger 
Tulpe für interkulturellen Gemeinsinn der Körber-Stiftung engagiert. In 
Berlin habe ich zuletzt ganz entscheidend an den Änderungen des Con-
terganstiftungsgesetzes und der Verdoppelung der Contergan-Renten 
mitgewirkt ï das waren die zwei Initiativen, mit denen wir Verbesserun-
gen für die contergangeschädigten Menschen erreichen konnten. 

 

Arbeitnehmergruppe Aktuell: Welche Aufgaben werden Sie als Senats-
koordinatorin übernehmen? 

 

Antje Blumenthal: Als Senatskoordinatorin für die Gleichstellung behin-
derter Menschen wird es meine Aufgabe sein, zwischen Bürgern und 
Verwaltung zu vermitteln. Ich will die Ansprechpartnerin für Menschen 
mit Behinderungen sowie deren Verbände sein und ihren Anfragen, Be-
schwerden und Anregungen nachgehen. Im Dialog mit Behörden, Arbeit-
gebern, Betriebsräten, Schwerbehinderten-Vertretungen, Kammern, In-
nungen und Gewerkschaften werde ich dazu beitragen, dass Menschen 
mit Behinderungen gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben teilha-
ben können.  

Seit ich politisch tªtig bin, ist mein Motto: ĂNahô dran ï konsequent mit 
Herz.ñ Direkt und mit Leidenschaft werde ich mich ab September in 
Hamburg für Menschen mit Behinderungen einsetzen. Denn sie sind der 
Mittelpunkt meiner neuen Aufgabe, auf die ich mich sehr freue.  
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Peter Weiß, stellvertretender Vorsit-
zender der Arbeitnehmergruppe, Be-
richterstatter für Altersvorsorge 
 
 
 

1. Juli 2009: Ein Tag der 
Entlastung für alle 
 

Der 1. Juli 2009 wird für die Rentnerin-
nen und Rentner in Deutschland ein 
außergewöhnlicher Tag: Seit langem 
gab es bei einer Rentenanpassung 
nicht nur nominal, sondern auch real 

mehr. Das ist eine gute Botschaft zum Ende der Großen Koalition. 
 
Der 1. Juli 2009 bringt doppelten Zugewinn für die Seniorinnen und Se-
nioren: Zum einen steigt die Rente, zum anderen sinkt der Beitrag zur 
Krankenversicherung. 
 
Die Rentenanpassung zum 1. Juli 2009 beträgt im Westen plus 2,41 %, im 
Osten plus 3,38 %. Seit 1994 hat es keine solche Rentensteigerung mehr 
gegeben. Gleichzeitig liegt die Inflationsrate in Deutschland bei derzeit 
0%. Das heißt: auch real ein klares Plus für die Rentnerinnen und 
Rentner im Jahr 2009. 
 
Gerade in der derzeitigen Wirtschaftskrise ist es gesamtwirtschaftlich 
bedeutsam, dass durch die Rentenerhöhung die Binnennachfrage und 
die Kaufkraft der Seniorinnen und Senioren gesteigert werden. 
 
Die Lohnentwicklung der vergangen Jahre im Osten sorgt dafür, dass für 
die Rentnerinnen und Rentner in den neuen Bundesländern sogar eine 
Erhöhung um 3,38 % möglich wird. Der Prozess der Angleichung der 
Rente zwischen Ost und West war in den ersten Jahren nach der Wieder-
vereinigung durchaus dynamisch verlaufen, aber seit 2004 zum Erliegen 
gekommen. Jetzt im Jahr 2009 holen erstmals die Ost-Rentnerinnen und 
ïRentner wieder etwas auf. Der Angleichungsprozess kommt wieder in 
Gang. Das ist ebenfalls eine positive Botschaft, die zeigt, dass Deutsch-
land auch im 20. Jahr seit dem Mauerfall weiter zusammenwächst. Die 
Linken haben übrigens durch etliche kritische Anfragen im Bundestag 
demonstriert, dass sie die höhere Rentenanpassung im Osten gar nicht 
wahrhaben wollen. Die höhere Rentenanpassung im Osten passt nicht in 
ihr Konzept, das Rentensystem in Deutschland insgesamt zu ver-
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unglimpfen. Aber die Wahrheit der Zahlen anzuerkennen, war schon im-
mer ein Problem der SED und ihrer Nachfolgeparteien. 
 
Die positive Wirkung der Rentenanpassung zum 1. Juli 2009 wird  da-
durch verstärkt, dass zum gleichen Zeitpunkt der Beitrag zur gesetzli-
chen Krankenversicherung von 15,5 auf 14,9 % sinkt. Dies ist möglich, 
weil der Staat seinen Zuschuss an die Gesetzliche Krankenversicherung 
auf 7,2 Milliarden Euro erhöht. Für die Rentnerinnen und Rentner hat 
diese Beitragssenkung hat eine ganz besondere Bedeutung, weil sie 
mittlerweile auf alle Alterseinkommen ï außer der gesetzlichen Rente ï 
den vollen Krankenversicherungsbeitrag zahlen müssen. In den vergan-
genen Jahren haben sich die Seniorinnen und Senioren oft beschwert, 
dass die Absenkung von Sozialversicherungsbeiträgen nur bei solchen 
Sozialversicherungen erfolgt ist, die Rentnerinnen und Rentner nicht  be-
treffen (z.B. die Beitragssenkungen bei der Arbeitslosenversicherung), 
die Erhöhungen aber dort stattfinden, wo auch Rentner zur Kasse gebe-
ten werden (Pflegeversicherung, Krankenversicherung). Jetzt läuft es 
einmal anders. Und das sollte auch entsprechend anerkannt werden. 
 
Die Senkung des Krankenversicherungsbeitrages zum 1. Juli 2009 ist 
selbstverständlich auch für die aktuell in Beschäftigung stehenden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine wichtige Nachricht und echte 
Entlastung. Der 1. Juli 2009 bringt für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Deutschland zudem eine Ăkleineñ Steuerreform, die in ihrer 
Entlastungswirkung gerade für niedrige Verdienste nicht unterschätzt 
werden darf. Der Grundfreibetrag wird zum 1. Juli um rund 350 Euro auf 
8.004 Euro angehoben. Der Eingangssteuersatz wird von 15 % auf 14 % 
abgesenkt. Die Steuertabelle wird zur Vermeidung einer neuen Progres-
sionswirkung um 400,- Euro nach rechts verschoben. 
 
 
Zusammengefasst: Der 1. Juli 2009 wird für die aktuell in Beschäftigung 
Stehenden wie für die Seniorinnen und Senioren ein Tag echter und auch 
spürbarer Entlastungen. Wir haben allen Grund, diese in der Zeit einer 
wirtschaftlichen Krise besonders wichtige Botschaft auch unseren Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern nahe zu bringen. 
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Gerald Weiß, Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion 
 
 
EINER DER GRÖSSTEN ERFOLGE DER REGIERUNG MERKEL 
DARF NICHT ZERREDET WERDEN:  

 
Die historisch einmalige Absenkung des Beitrags-
satzes zur Arbeitslosenversicherung 
  
 

Die Pessimisten in den Medien sind unterwegs: Die Folgen der Weltwirt-
schaftskrise würden den Haushalt der Bundesagentur für Arbeit spren-
gen. Bereits im nächsten Jahr sähe es dort finanziell ganz fürchterlich 
aus! 
  
An diesen ĂNegativistenñ kann man nur noch verzweifeln! Wir haben 
eine Weltwirtschaftskrise in einem historischen Ausmaß. Zugleich haben 
wir einen historisch zu nennenden niedrigen Beitragssatz für die 
Bundesagentur für Arbeit. Die Regierung Merkel hat mit 6,5 % begonnen. 

Der aktuelle Beitrags-
satz liegt bei unglaub-
lich niedrigen 2,8 %. 
Führt diese globale 
Wirtschaftskrise dazu, 
dass wir den geringen 
Beitragssatz in diesem 
Jahr anheben müssen? 
Nein! Wir können ein 
volles Jahr lang diese 
große Herausforderung 
bewältigen, ohne die 
niedrigen Beiträge zu 
erhöhen! Das ist doch 

eine unglaubliche Leistung! Wir sind hierzu in der Lage, weil es in den 
Jahren seit der Regierungsübernahme von Angela Merkel möglich war, 
höchste Rücklagen zu bilden.  
 
Das ist doch die Botschaft!!! 
  
Der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit, Frank-Jürgen 
Weise, rechnet damit, dass die Ausgaben in diesem Jahr die Einnahmen  
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um etwa 14 - 15 Mrd. Euro überschreiten. Dieses Delta kann die BA mit 
ihren Rücklagen in der Höhe von 17 Mrd. Euro ohne Probleme abdecken.  
 
Ende Dezember 2009 werden fast schon 1 ½ Jahre einer historisch zu 
nennenden Finanz- und Weltwirtschaftskrise durchgestanden haben. 
Und durch diese 1 ½ Jahre werden wir mit einem Beitragssatz kommen, 
dessen niedriges Niveau noch im Dezember 2005 jeder für utopisch ge-
halten hätte. Das ist doch ein großartiger Erfolg der Regierung Merkel!!  
 
Und für das Jahr 2010 sollte man nicht schon jetzt ĂKassandrañ rufen. 
Nach den Berechnungen der BA reduzieren sich die Rücklagen bis zum 
Januar 2010 auf 3 Mrd. Euro. Aber mit dieser Schätzung tut die BA ledig-
lich ihre Pflicht und rechnet sich ï wie schon seit Jahren - möglichst 
arm. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt: Am Jahresende war immer 
mehr Geld in der Kasse, als sie sich selbst prognostiziert hatte.  
 
Auch in diesem Jahr ist das so. So schreibt die BA in ihrer Pressemittei-
lung zum Finanzbericht des ersten Quartals 2009: ĂDie finanzielle Lücke 
war am Ende des ersten Quartals zwar um 900 Millionen Euro kleiner, als 
mit dem Nachtragshaushalt eingeplantéñ. Wenn es so weitergeht, wird 
die Rücklage in diesem Jahr um weniger als 14 - 15 Mrd. Euro schrump-
fen. Wir werden also auch im nächsten Jahr noch über ein gutes Fi-
nanzpolster verfügen.  
 
Es kann schon sein, dass der historisch niedrige Beitragssatz im näch-
sten Jahr nicht mehr ausreicht, um die Ausgaben der Bundesagentur für 
Arbeit abzudecken. Das heißt aber nicht unbedingt, dass der Beitrags-
satz angehoben werden muss. Schließlich würden wir damit in der Krise 
die Lohnnebenkosten erhöhen. Wenn die Beitragseinnahmen nicht aus-
reichen, müsste der Bund die fehlenden Mittel zuschießen. Das würde 
sich durchaus in das Gesamtbild der staatlichen Krisenbekämpfung 
fügen.  
 
Beim Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung haben wir in dieser 
Wahlperiode einen Erfolg vorzuweisen, den uns vor vier Jahren niemand 
zugetraut hätte. Das ist ein Erfolg zugunsten der beitragszahlenden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer! Und das ist ein Erfolg zugunsten 
der beitragszahlenden Unternehmen! Wir müssen alle dazu beitragen, 
dass uns dieser Erfolg nicht durch unangebrachten Pessimismus zerre-
det wird! 
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Elisabeth Winkelmeier-Becker, Mitglied im Vorstand der  
Arbeitnehmergruppe 
 
 

Arbeitnehmerentgelte bereits bei drohender 
Insolvenz anfechtbar - zunehmende Praxis unter den 
Insolvenzverwaltern zu beobachten 

 
An der Schnittstelle von Insolvenzrecht und Sozialrecht tut sich ange-
sichts der aktuellen Wirtschaftskrise ein Problem auf, das die Existenz-
grundlage vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer massiv be-
einträchtigen kann. Hintergrund ist, dass im Fall einer Unternehmensin-
solvenz bereits verdiente, erbrachte und in aller Regel ausgegebene 
Lohnzahlungen der Arbeitnehmer anfechtbar sein können. Zwar wird von 
Verbänden und Unternehmen entgegengehalten, dass die Lohnansprü-
che mehrfach gesichert seien: So sind Zahlungen, die unmittelbar auf die 
Leistungserbringung fol-
gen, als ĂBargeschªfteñ 
(§142 InsO) unanfechtbar. 
Auch bedarf es nach 
einem neueren Urteil des 
BGH (IX ZR 62/08) vom 
19. Februar 2009 zur An-
fechtbarkeit der sicheren 
Kenntnis des Arbeit-
nehmers vom tatsächli-
chen Vorliegen der Insol-
venzgründe. Zudem hat 
der Arbeitnehmer im 
Falle der Unternehmens-
insolvenz Anspruch auf 
Insolvenzgeld nach § 183 
Abs. 1 SGB III. In der Pra-
xis helfen diese Aspekte 
jedoch oft nicht weiter: 
Häufig sind Löhne betrof-
fen, die wegen verspäte-
ter Zahlung längst nicht 
mehr als ĂBargeschªftñ 
zu werten sind und auch 
vom Insolvenzgeldzeit-
raum nicht abgedeckt werden. Ferner ist bei einer Vielzahl von Mitarbei-
tern davon auszugehen, dass sie Einblicke in die Finanzen des Arbeitge-
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bers haben und somit unfreiwillig frühzeitig Kenntnis von der Zahlungs-
unfähigkeit erlangen (Buchhaltung, Assistenten etc.). 
 
Die aktuellen Zahlen deuten auf eine Zunahme der Lohnanfechtungen 
hin, zumal der seit Inkrafttreten der Insolvenzordnung unter Insolvenz-
verwaltern geltende Konsens, Arbeitnehmerentgelte nicht anzufechten, 
aufgegeben wurden ï dies mit allen Haftungsfolgen, mit denen die Ver-
walter bei unterlassenen Anfechtungen zu rechnen haben. 
 
Daher stellt sich die Frage, ob und wie die Politik auf dieses wachsende 
Problem reagieren soll. Will man den Arbeitnehmer als Gläubiger privile-
gieren ï so regelte es bis 1998 die Konkursordnung und noch heute das 
US-Insolvenzrecht ï, gibt man den insolvenzrechtlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatz auf. Meines Erachtens ist die besondere soziale Situa-
tion, in der sich ein abhängig Beschäftigter befindet, Anlass genug, um 
ernsthaft über eine insolvenzrechtliche Privilegierung gegenüber ande-
ren Gläubigern nachzudenken. Erweitert man den Zeitraum des umlagen-
finanzierten Insolvenzgeldes, belastet man die Arbeitgeber zusätzlich. 
Eine Ausweitung des anfechtungsfesten ĂBargeschªftsñ f¿r sozialversi-
cherungspflichtige Entgelte könnte sich hier als gelungener Kompromiss 
erweisen. Zumindest gehen die gegenwärtigen Gespräche zwischen Ar-
beitnehmergruppe und PKM der CDU/CDU-Bundestagsfraktion in diese 
Richtung. Außerdem müssen wir die Beseitigung eines weiteren 
Missstandes prüfen. Oftmals werden Lohnanfechtungen genutzt, um 
überhaupt erst die erforderliche Masse zu erreichen. 
 
Ein kurzfristig eingebrachter Vorschlag der zuständigen Bundesjustizmi-
nisterin Zypries, der im Wesentlichen darauf zielt, die genannte Recht-
sprechung des BGH in die Insolvenzordnung zu übernehmen, hilft hier 
nicht weiter. Die Ministerin verkennt bei ihren Überlegungen, dass damit 
noch immer diejenigen schutzlos gestellt bleiben, die unfreiwillig 
Kenntnis von den Insolvenzgründen erlangen. Die Initiative ist also we-
nig hilfreich und im Ergebnis inhaltlich überflüssig. Zudem erweist sich 
der Vorschlag der Ministerin als ein eilig zusammengestellter Beitrag 
zum Bundestagswahlkampf ï er spricht für einen bemerkenswerten Mei-
nungswandel von Frau Zypries. Schließlich kamen noch Ende Februar 
2009 die praxisfernen ¦berlegungen aus dem BMJ, nach denen ein Ăbe-
sonnener Arbeitnehmerñ ja selbst den Insolvenzantrag stellen oder gar 
kündigen könne ï es sich mithin gar kein Handlungsbedarf für den Ge-
setzgeber gebe.  
 
 
 




